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«Die Kinderlosen
sind nicht die
Bösen.»

Reiner Eichenberger
Menschen, so weit das Auge reicht. Das Bevölkerungswachstum verursacht hohe Kosten. KEYSTONE
«Wirtschafts-, nicht Bevölkerungswachstum braucht das Land»
Über staatliche Geburtenförderung, Ressourcenknappheit und Überbevölkerung
Der Staat kann und soll zur Sicherung
der Renten keine Geburtenförderung be-
treiben, meint der Ökonomieprofessor
Reiner Eichenberger. Die Schweiz leide
vielmehr unter dem Bevölkerungswachs-
tum. Dieses verursache der Gesellschaft
enorme Kosten.

Herr Prof. Eichenberger, braucht die Schweiz mehr
Kinder, um die AHV zu retten?

Reiner Eichenberger: Auf keinen Fall. Aus
sehr sorgfältigen Untersuchungen im Auftrag des
Bundes – nämlich aus sogenannten Generatio-
nenbilanzen – wissen wir, dass heute im Durch-
schnitt ein Kind über sein ganzes zukünftiges
Leben gerechnet mehr Leistungen und Transfers
vom Staat erhält, als es an ihn mit all seinen
Steuern und Abgaben bezahlt. Rein finanziell be-
trachtet kostet ein Kind die Gemeinschaft im
Durchschnitt also mehr, als es ihr bringt. Wenn
man dazurechnet, dass seine Mutter wegen Ge-
burt und Erziehung oft weniger arbeitet und
Steuern zahlt, sieht die Nettobilanz pro Kind noch
negativer aus. Finanziell lohnend für die Gemein-
schaft sind nur besonders produktive Menschen,
die wegen des progressiven Steuersystems weit
überproportional für die öffentlichen Lasten auf-
kommen. Wenn wir eine Politik verfolgen, die vor
allem Durchschnittsbürger erzeugt, dann ist das
für die Sicherung der AHV sogar schädlich.

Kindergeld für die Reichen
Soll die Politik also vor allem die Gutverdienenden
dazu anhalten, mehr Kinder zu bekommen?

Nur, falls man Kinder für Milchkühe hält!
Milchkühe muss man gezielt selektionieren. Da
produktivere Eltern im Durchschnitt auch pro-
duktivere Kinder haben, müsste man tatsächlich
gezielt die Fertilität produktiver Eltern steigern.

Sind diese Kinder wegen der langen Ausbildung
nicht auch teurer?

Allfällige Mehrkosten werden durch die
Mehreinnahmen mehr als ausgeglichen. Zudem
ist die Ausbildung besonders produktiver Kinder
zwar teuer, die Ausbildung weniger produktiver
Kinder ist aber oft noch viel teurer. Ein Gymna-
siast, das stimmt, kostet viel. Die Berufsschulen
für viele Lehren kosten aber mehr, und manche
Studiengänge – etwa Ökonomie – sind im Ver-
gleich zu anderen geradezu billig. Zumeist ist ein
Kind, das Sonderbetreuung braucht, teurer. Am
teuersten wird es, wenn ein Kind später eine kri-
minelle Karriere einschlägt. Wenn man also be-
hauptet, wir brauchen mehr Kinder für die AHV,
müsste man diese Zusammenhänge berücksichti-
gen und die «richtigen» Kinder zuerst selektionie-
ren und später effizient melken. Das halte ich für
eine schreckliche Vision. Ausserdem traue ich
dem Staat nicht zu, dass er das richtig machen
könnte. Wenn eine Geburtenförderungspolitik
gemacht wird, haben in der Regel eben nicht die
produktiven Eltern mehr Kinder.

Soll der Staat gar keine Familienpolitik machen?
Familienpolitik ist sowieso überall, in der

Steuerpolitik, der Bildungspolitik, der Gesund-
heitspolitik, der Verkehrspolitik usw. Da sollte
man keine zusätzliche aktive Kindergeld-Politik
machen. Wenn doch, müsste man vermeiden, dass
die Massnahmen primär die unproduktiven Kin-
der subventionieren. Von einer aktiven Gebur-
tenförderungspolitik halte ich aber nichts.

Kann mehr Kindergeld die Geburtenrate über-
haupt beeinflussen?

Aufgrund ausländischer Erfahrungen weiss
man, dass der Einfluss auf die Geburtenrate ins-
gesamt sehr bescheiden ist. Aber die Geburten
werden verlagert. Je grosszügiger der Staat Eltern
in schwierigen finanziellen Verhältnissen unter-
stützt, sei es durch Kindergeld oder sonstige Sub-
ventionen, desto früher haben die Eltern Kinder,
unter Umständen zu einem Zeitpunkt, da sie es
sich ohne staatliche Zuwendung noch nicht leis-
ten könnten. Zum Beispiel als «armer» Student.
Das verursacht dem Staat hohe Kosten. Diese
Auswirkungen des Kindergelds sind massiv, aber
es wird nicht ernsthaft darüber gesprochen, weil
man Gefahr läuft, in die politisch unkorrekte
Ecke gestellt zu werden.

Oft wird behauptet, Kinder seien ein Armutsrisiko.
Gleichwohl bekommen die unteren sozialen
Schichten mehr Kinder als die höheren. Warum?

Grundsätzlich ist es mit Kindern wie mit allen
schönen Dingen des Lebens: Wer reich ist, will
mehr davon. Bei den Kindern kommt zusätzlich
dazu, dass mit dem Einkommen auch die Kosten
für die Kinder steigen. Je höher das Einkommen
insbesondere der Frau, desto grösser ist der mit
Kindern verbundene Verdienstausfall. Zudem
haben reiche Eltern aufgrund ihres Lebensstils
massiv höhere Ausgaben für ihre Kinder. Deshalb
haben Gutverdienende oft weniger Kinder.

Müsste man ihnen also mehr Kindergeld geben?
Wenn man Gutverdienenden bessere Anreize

geben will, sollte man ihnen nicht zusätzliches
Geld hinterherwerfen, sondern man sollte zuerst
die bestehenden negativen Anreize abbauen. So
könnten Kinderabzüge und Abzüge für Fremd-
betreuung erhöht werden. Noch besser wäre es,
die Grenzsteuersätze für gut verdienende Eltern
zu senken, etwa durch einen Elterntarif oder ein
Splitting mit Kindern als Splittingfaktor.

Die Kosten der wachsenden Bevölkerung
Soll ein dichtbesiedeltes Land wie die Schweiz
überhaupt Geburten fördern?

Nein, absolut nicht. Natürlich sind die eigenen
Kinder für die Eltern das Grösste. Aber die Kin-
der anderer sind nicht immer so grossartig. Wenn
gesagt wird, Kinder seien wichtig für die Gesell-
schaft, blendet man aus, dass es mit Kindern auch
viel Ärger gibt. Es stimmt zudem überhaupt
nicht, dass eine Gesellschaft durch Kinder inno-
vativer wird. Wäre das so, müsste zum Beispiel
Mexiko höchst innovativ sein. Und von Japan –
einer «alternden Gesellschaft» – zu behaupten, es
sei nicht innovativ, wäre schlicht absurd. Die
Angst, dass wir dereinst zu wenig Junge für die
Pflege all der Alten haben, ist unangebracht. Es
wird immer Junge geben, und auch der technische
Fortschritt wird Lösungen bringen. Bevölke-
rungswachstum hingegen wird der Gesellschaft
enorme Kosten verursachen.

Welche?
Eine wachsende Bevölkerung führt zu dichte-

rer Besiedlung, zu Landverschleiss, erfordert
hohe Investitionen in die Infrastruktur, führt zu
Lärm und Stress – man denke nur an die Ver-
kehrsprobleme. Strassen und Züge – alles ist
überfüllt. Die Schweiz hat europaweit das höchste
Bevölkerungswachstum. Im Kanton Zürich be-
trägt es 2 Prozent. Wie soll das weitergehen? In
einer solchen Situation zu behaupten, dass wir
mehr Kinder brauchen, ist völlig unsinnig.

Warum hat es etwas Anrüchiges, über Überbevöl-
kerung zu reden?

Weil bei diesem Thema eine gewisse Nähe
zur Ausländerfeindlichkeit besteht. Dieses The-
ma hat die SVP gepachtet, weil die anderen Par-
teien nicht fähig waren, auf die Probleme, die es
in diesem Bereich gibt, ernsthaft einzugehen.
Die heutige Einwanderung sieht allerdings an-
ders aus. Heute kommen vor allem gut quali-
fizierte, produktive Einwanderer. Und das
heisst: bauen, bauen, bauen. Davon kann das
Gewerbe, das politisch von der SVP vertreten
wird, profitieren.

Brauchen wir eher eine Ressourcen- statt eine
Familienpolitik?

Zumindest brauchen wir dazu einen gesell-
schaftlichen Diskurs. Und dafür braucht es eine
solide Datenbasis. Man sollte endlich aufhören,
einfach zu behaupten, dass wir der Einwanderung
das Wirtschaftswachstum verdanken. So hat un-
sere Regierung noch im letzten Herbst ein im
internationalen Vergleich gutes Wachstum von
0,5 Prozent ausgewiesen und behauptet, dass das
auch eine Folge der Einwanderung sei. Bereinigt
um das starke Bevölkerungswachstum von
1,4 Prozent, hatten wir aber damals längst eine
Wirtschaftsschrumpfung um 1 Prozent pro Kopf.
Wenn man noch berücksichtigt, dass die über-
durchschnittlich produktiven Einwanderer auch
überdurchschnittliche Löhne haben, war der Ein-
kommensrückgang pro bisherigen Einwohner
noch dramatischer. Wo sind also die positiven
Effekte der Einwanderung? Die Regierung sollte
wieder vermehrt kopfrechnen.

Was würde passieren, wenn die Bevölkerung in der
Schweiz schrumpfen würde?

Ich sehe darin kein Problem. Leere Wohn-
häuser wird es jedenfalls nicht geben. Einkom-
men und Lebensstandard und damit auch die
Nachfrage nach Wohnraum steigen auch bei
schrumpfender Bevölkerung. Das Gleiche gilt für
den Schul- und den Verkehrsbereich. Unser Pro-
blem ist die Überbevölkerung. Natürlich können
wir in der Schweiz 20 Millionen Einwohner unter-
bringen. Dann wäre die Schweiz einfach eine sehr
grosse Stadt, was nicht nur schlecht sein muss. Das
Problem aber ist der Wachstumsprozess. Bevölke-
rungswachstum verursacht enorme Kosten. Wir
sollten auf Wirtschaftswachstum setzen, nicht auf
Bevölkerungswachstum.

Wenn der Staat also den Kindersegen nicht fördern
soll, wie kann er Kinder sinnvoll unterstützen?

Es gibt aus Sicht der Gesellschaft nichts
Schlimmeres, als wenn Kinder später nicht für
sich selber sorgen können. Deshalb soll man in
die geborenen Kinder investieren. Sie sollen in
geordneten Verhältnissen und stressfrei aufwach-
sen können. Man sollte Eltern die Möglichkeit
geben, Kinder dann zu bekommen, wenn die Ver-
hältnisse stimmen und die Eltern selber einen
möglichst grossen Beitrag zum Wohlergehen
ihrer Kinder leisten können.

Die Alterung – ein Weg zum Glück
Ist die alternde Gesellschaft also kein Schrecken?

Im Gegenteil. Mit steigender Lebenserwar-
tung nimmt auch die Zahl der guten Lebensjahre
zu. Die Menschen werden älter, weil sie gesünder
sind, also auch länger fit bleiben und produktiv
sein können. Deshalb nimmt mit der Alterung
nicht nur die Jugendlast, sondern auch die Alters-
last ab. Wenn wir es schaffen, das Pensionsalter
klug zu flexibilisieren, ist die alternde Gesell-
schaft ein Weg zum Glück.

Was halten Sie von der Idee, Kinderlosen höhere
AHV-Abzüge aufzuerlegen?

Nichts. Eine Besteuerung der Kinderlosigkeit
wäre ja nur dann sinnvoll, wenn durch Kinder-
losigkeit Kosten für die Gesellschaft entstünden.
Das trifft aber nicht zu. Die Kinderlosen sind
nicht die Bösen.

Interview: crz.
Reiner Eichenberger ist Ordinarius für Finanzwissenschaft an
der Universität Freiburg und Vater von zwei Kindern.
Wachsende Ansprüche – knappe Ressourcen
Warum die Besonnenheit zu einer Kardinaltugend werden sollte

Von Otfried Höffe*
Der steigende Pro-Kopf-Verbrauch von
natürlichen Ressourcen hinterlässt seine
Spuren. Im folgenden Artikel mahnt der
Autor zur Besonnenheit im Umgang mit
den eigenen Ansprüchen.

Die West- und Mitteleuropäer sowie die Nord-
amerikaner werden zunehmend anspruchsvoller.
Bei Völkern, die in dem wachsen, was wir ihnen
gönnen, nämlich im Wohlstand, verhält es sich
ebenso: Der Wohlstand verschafft nicht bloss ein
angenehmes Ruhepolster, so dass man schon
heute weiss, auch morgen an Lebensnotwendigem
genug zu haben, also an Essen und Trinken, an
Wohnen und Kleidern, an schulischer Ausbildung
und ärztlicher Versorgung. Der Wohlstand weckt
auch Wünsche, die über das Lebensnotwendige
weit hinausreichen.

Der Wunsch nach immer mehr
Die Wünsche sind wohlbekannt: nach mehr Klei-
dern und Schuhen, schon ihretwegen nach mehr
Möbeln und derentwegen nach mehr Wohnraum.
Auch werden die Bäder und Küchen grösser und
komfortabler, womit die Folgen unvermeidlich
sind: Die natürlichen Rohstoffe werden knapp,
die Abfallberge wachsen, der Wasserverbrauch
steigt, der Energiebedarf nimmt zu, und dies alles
geschieht pro Kopf. In Mittel- und Westeuropa ist
in erster Linie nicht die Bevölkerung enorm ge-
wachsen, sondern die Ressourcenbeanspruchung
jedes einzelnen Menschen.

Noch andernorts ist man mit dem Bisherigen
unzufrieden: Die Familien werden zwar kleiner,
ihre Wohnungen trotzdem grösser. Immer mehr
erlauben sich eine Zweit-, sogar Drittwohnung.
Und weil die Ballung von Ferienwohnungen, noch
mehr die Gewerbe- und Industriezonen sich kei-
nem Schönheitswettbewerb aussetzen, wird die
Landschaft zersiedelt, schwindet die klimaschüt-
zende Pflanzendecke, wird der Lebensraum häss-
lich und mehr und mehr von Lärm belastet. Zu-
sätzlich braucht man statt eines Autos pro Familie
mindestens eines pro Kopf. Und weil die Fahr-
zeuge auch bewegt werden, wird kräftig asphal-
tiert: Nicht nur in und zwischen den Ortschaften,
sondern auch im Bauernland, selbst im Bergland.

Bevor man ermüdet, breche man die Litanei
der Klagen lieber ab. Ihre Botschaft ist hinrei-
chend klar: Die Beanspruchung, längst Über-
beanspruchung der Ressourcen ist zu bremsen.
Freilich muss man diese Aufgabe einem natür-
lichen Hang, dem Mehr-und-mehr-Wollen, abrin-
gen. Denn im Menschen verbindet sich ein biolo-
gisches Multitalent mit einem unspezialisierten
Energieüberschuss, was zwar humane Glanzlich-
ter wie Technik und Medizin, wie Musik, Kunst
und Architektur, wie Literatur, Wissenschaft und
Philosophie hervorbringt. Die Kehrseite besteht
allerdings im Hang zu einem grenzenlosen Im-
mer-mehr. Dass es, um ihn zu bremsen, eine
Gegenkraft braucht, weiss die Menschheit seit
langem und billigt ihr sogar den Rang einer Kar-
dinaltugend zu. Es ist die sophrôsyne, die Beson-
nenheit, die sich von naturwüchsigen Antriebs-
kräften zu distanzieren und sie kraft Distanz zu
kontrollieren vermag. Bisher genügte es aber, im
persönlichen Leben, aus Verantwortung für sich,
seine Familie und die Freunde, besonnen zu sein.
Seit neuerem kommt eine soziale, sogar globale
Dimension hinzu, folglich eine Verantwortung,
die weit schwieriger einzufordern ist: die Verant-
wortung für das eigene Land, für eine Gross-
region wie Europa, letztlich für die gesamte Welt.

In globaler Perspektive verlangt diese Verant-
wortung, das immer noch erhebliche Bevölke-
rungswachstum zu stoppen. In Mittel- und West-
europa dagegen, wo die Bevölkerung oft schon
stagniert oder wie in der Schweiz zwar noch
wächst, aber nicht in dem von anderen Kontinen-
ten bekannten Ausmass, liegt die Hauptgefahr an
einer anderen Stelle. Sie droht dort, wo wir sie am
wenigsten gern sehen, nämlich bei jedem von uns
selbst. Jeder ist nämlich mit Verbesserungsvor-
schlägen rasch zur Hand – vorausgesetzt, dass sich
nur die anderen bessern sollen.

Von schonenden Alternativen
Hinzu kommt, dass es kaum eine maximale Be-
völkerungszahl gibt. Weit wichtiger ist der Ge-
sichtspunkt eines Optimums der Bevölkerung. Zu
ihm gehört ein beträchtlicher Anteil von Kindern
und Jugendlichen. In der nachwachsenden Gene-
ration darf man nicht nur Beitragszahler für
Sozialversicherungen sehen, auch nicht bloss An-
spruchsberechtigte für kostspielige Kindergar-
ten-, Schul- und Hochschulplätze. Jugendliche
bringen auch einen neuen Blick auf die Welt und
ihren manchmal provokativen, insgesamt aber er-
frischenden Lebensstil.

Eines kann eine kluge Gesellschaft jedenfalls
nicht wollen: bei einer etwa gleichen Bevölkerung
stets wachsende Ansprüche an die Ressourcen.
Glücklicherweise gibt es eine Alternative: Man
darf all jene Ansprüche erhöhen, die die Ressour-
cen schonen. Und denken wir an Freundschaft,
Partnerschaft und Liebe, an einen Grossteil von
Spiel und Sport, an Bildung und Kultur, nicht zu-
letzt an Meditation und Spiritualität, so sehen wir,
die Angebotspalette für ressourcenschonende
Ansprüche ist bunt und reich.
* Der Autor ist Professor für Philosophie in Tübingen und Gast-
professor für Rechtsphilosophie in St. Gallen. Jüngst erschien im
Beck-Verlag München «Ist die Demokratie zukunftsfähig?».
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